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„BAGGERN STATT DENKEN“
Betonruinen und beleuchtete Radwege, Durchstechereien und Millionenbetrug: in Ostdeutschland verplempern und
veruntreuen Ostler wie Westler öffentliche Gelder in bislang unvorstellbarem Ausmaß. Das Jahrhundertwerk Deut-
sche Einheit – es droht zugleich als Jahrhundert-Abzocke in die Geschichtsbücher einzugehen.
Ostdeutsche Straßenbauarbeiten (bei Gera): „Ärmel aufgekrempelt, Taschen aufgehalten“
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ie alte B 1 zwischen Berlin und
Brandenburg führt mitten durcD die neue Zeit.Noch hinter Pots-

dam, an den Obstbäumen desHavel-
städtchensWerder vorbei, windet sich
der ehemals preußische Landweg
holpriger Pflasterpfad.Dann ist die
Fahrbahn glatt geteert, der Blick
schweift nach links auf ein erdig brau-
nes Areal imWiesengrün.

Die Mondlandschaft ausfrisch pla-
nierter Ackerkrume, offenen Gräben
und verwaistenStraßen ist das Gewe
begebiet des Dorfes Plötzin.Beträcht-
liche Summen öffentlicher Gelder wur-
den hier im Erdreich verbuddelt,bis-
lang hat noch kein Investor darauf ge
baut.
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Ein paar Kilometer weiter tauchen
die Kirchtürme derOrte Götz undJese-
rig auf. Dank kräftig sprudelnder För
dermittel leistetesich jede der beiden
Nachbargemeinden eine eigene Klära
lage. Die Folgekostenaber sind kaum
bezahlbar. ErrechneterAbwasserpreis
im Örtchen Götz: 54 Mark proKubik-
meter.

Kurz vor Brandenburgschließlich,
bei der Ortschaft Wust, steht ein g
waltiges Einkaufszentrum amWeges-
rand. Der Laden brummt, ständig
parken, Blech an Blech, einige hun-
dert Autos davor. In der Brandenbu
ger Innenstadtjedoch sacken die klapp
rigen Backsteinhäuser insich zusam-
men.
Bonner Beihilfen für die Sanierung
des maroden Stadtzentrums, 79Millio-
nen Mark seit 1990, versickerten nahe
zu spurenlos. EinTeil der verloren ge-
glaubten Gelder, immerhin 10 Millio-
nen Mark, fand sich jetzt wieder – au
einem Festgeldkonto.

Deutschland im fünftenJahr nach
der Einheit: DerAufschwung Ost ha
Zeichen gesetzt, dochwelche?

Viel ist geschehen,seit diebankrotte
Wirtschaft der alten DDR zusammen
brach. Städte wieLeipzig erstrahlen im
Glanz perfekt renovierterJugendstil-
fassaden und neuerrichteter Büropalä
ste. Bis in die hinterstenWinkel von
Mecklenburg-Vorpommern im Norde
oder des Vogtlandes im Südensind



Ostdeutsches Gewerbegebiet (bei Dresden 1992): Das Geld fließt postwendend nach Westen zurück
D. GUST / ZENIT

Fassadensanierung in Leipzig
Knospen in der Landschaft
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Reha-Klinik in Masserberg: Palast aus Glas und Stahl
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viele Landstraßen jetzt auf Westni-
veau.

Wahrzeichen von früher, wie dieluft-
verpestenden Kraftwerkschlote,wur-
den abgerissen. InDresden entsteh
eine hochmoderne Computerfabrik,
Eisenachging einelektronisch gesteue
tes Autowerk in Betrieb. Die
vom Bundeskanzler angekündigt
„blühenden Landschaften“ –
sie tragenschon einige Knos
pen.

Doch zugleich wurde in ei-
nem bislang unvorstellbaren
Ausmaß öffentlichesGeld ver-
schwendet, zweckentfremd
und veruntreut – Ostdeutsc
land entwickeltsich zum Milli-
ardengrab.
Da zockten Glücksritter mitwindigen
VersprechungenUnsummen an Förder-
mitteln ab. Kommunalchefsorderten lu-
xuriöse Gemeindehäuser und ließen
sich, etwa in Magdeburg, Bürgersteige
mit Marmorintarsien pflastern. Lande
politiker bauten überflüssigeÄmter auf
und gewährtensich fette Diäten. Ver-
waltungsbeamtebewilligten Millionen-
zuschüsse für unsinnigeBauprojekte –
„Westgeld ziehen“ wird derRollgriff auf
die öffentlichen Kassen imOsten ge-
nannt.

Geld war bislang genügend da, und
auch an Tatkraft hat esnicht gemangelt
„Die Leute haben die Ärmel hochge-
krempelt“, sagt derBerliner Rechtsan
walt Klaus-Martin Groth, derseit Jah-
ren ostdeutsche Investitionsvorhab
prüft, „und gleichzeitig dieTaschenauf-
gehalten.“

Das Jahrhundertwerk Deutsche E
heit –zugleicheine Jahrhundert-Abzok
ke?

Noch ist der Schaden für die öffentli-
chen Haushaltenicht annäherndauszu-
machen. Der Präsident des Landesrec
nungshofes von Sachsen-Anhalt,Horst
47DER SPIEGEL 7/1995



Masserbergs Bürgermeisterin Seifferth, Fußballer*: Stabiler Mietpreis
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Viele Gemeindechefs
unterzeichnen riskante

Bürgschaften

1

1

Quelle: BMF
Schröder, jedoch warnt, wenn nichts
geschehe, werde derOsten Deutsch-
lands zunehmend zum „Faß ohne B
den“. Bernhard Friedmann vom Eur
päischenRechnungshof in Luxemburg
der den Verbleib von EU-Mitteln kon
trolliert, hat in der deutschen Ostpr
vinz gar „sizilianische Verhältnisse“
entdeckt.

Etwa 514 Milliarden Mark an deut-
schen Steuergeldernwurden bis Ende
1994 allein für den Wirtschafts- un
Verwaltungsaufbau in denOsten ge-
schaufelt, hinzukamen 20 Milliarden
Mark aus europäischenEtats**.

„Ein Drittel der Mittel“, schätzt
RechnungshofpräsidentSchröder, sei
n
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Geldstrom Ost
Öffentliche Finanztransfers*
nach Ostdeutschland;
in Milliarden Mark
(Brutto)

991

1992

1993

1994

1995

200

181

168

152

39
14

14

14

7

151
Bund

Bundesanstalt
für Arbeit

Renten-
versicherung

Länder und
Gemeinden
(West)

EU
*inklusive Rentenversicherung und Bundesanstalt für Arbeit

Verteilung der Gelder 1995
nach Körperschaften
Verteilung der Gelder 1995
nach Körperschaften
vermutlich „ohne jede Kontrolle durch
die Aufsichtsbehörden“ ausgegebe
worden. „Zehn Prozent oder mehr“ de
gesamten Fördergeldes, rechnet der

** Hinzuzählen muß man Leistungen der Renten-
kasse und der Bundesanstalt für Arbeit (106 Milli-
arden Mark), Steuervergünstigungen und private
Investitionen.

* Günter Kutowski, Michael Lusch, Christian Zie-
ge, Thomas Helmer (v. l.).
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nanzexperte hoch, könnten womöglich
ganz „versandet und versickert“ sei
Nach dieserRechnungalles inallem an
die 65 MilliardenMark – perdu.

Wo genau dasGeldgeblieben ist,wie-
viel davon mit hoher krimineller Ener-
gie umgeleitet wurde auf private Kon
ten, wieviel einfach durch überhöhte
Kosten odermangelnde Rechnungsfü
rung – völlig legal – verschleudertwur-
de, weiß sorecht niemand.

Für die meisten Bürger ist dasZah-
lenfeuerwerkkaum mehrnachvollzieh-
bar – seitletztem Monat spüren sie je
doch den Solidarzuschlag. Umeine
Summe von 65Milliarden Mark in die
Kasse zubekommen, müßte der Bonn
-

Finanzminister den Steuerzahlern no
über zwei Jahre länger einen Soli-
daritätsobolus (1995: 26,5 Milliarden
Mark) abknöpfen – dasschafft Ärger.

Freilich sind Neid und Mißgunst ge
genüber den Ostdeutschennicht ange-
bracht: Ohne die gewaltigen Geld-
transfers – satte 840Milliarden Mark
bis Ende 1995 – wäre derbeispiellose
Zusammenbruch der altenWirtschafts-
strukturensozialnicht zuverkraften ge-
wesen. Und die Ostdeutschen werden
kaum weniger geschröpft –Westdeut-
sche sind am Finanzschwunddurchaus
beteiligt.

Als Amtschefs in ostdeutschen Stad
verwaltungen, Landratsämtern oder Mi-
nisterienhabennicht wenige vonihnen
plötzlich all ihre Kenntnis über eine ge
ordnete Haushaltsführung vergesse
wie das Beispiel desWeimarer Ober-
bürgermeisters Klaus Büttner zeigt
(siehe Kasten Seite 60).Zudem zogen
zahllose clevereGeschäftemacher d
unerfahrenen Ostbürger über den
Tisch. Ein Großteil des Geldes, da
über den Finanztransfer von West na
Ost befördert wird, fließt denn auch
postwendend nach Westdeutschland
rück: vor allem zu Billigketten und
Baufirmen, Ingenieurbüros und Imm
bilienmaklern – und in die Kassen d
Banken.

Schon ein Bruchteil der milliarden
schweren Investitionen ließ dieBau-
branche florieren: Überall zwischen
Ostsee und Erzgebirgekonnten Mau-
rermeister und Heizungstechnike
Dachdecker und Fassadenbauer Firm
etablieren.Viele von ihnen sind jedoch
nur als Subunternehmer fürwestdeut-
scheKonzerne tätig. Größere Projekte
werdenfast ausnahmslos von denBau-
riesen aus dem Westen errichtet.
Sie setzen sinnloseGewer-
beobjekte undriesigeWohn-
siedlungen auf Äcker un
Wiesen: Angelockt von de
üppigsten Steuergeschenke
die es je in Deutschland ga
investieren westdeutsch
Besserverdiener wie besess
im Osten – einViertel bis zur
Hälfte der Baukosten
schenkt ihnen dasFinanz-
amt.

Verantwortlich für den
hemmungslosen Umgang m
den öffentlichen Geldern
sind aber vor allem die Re-
gierenden in Bonn. Sie
schaufeln seit derdeutschen
Einheit das Geld mitvollen
Händen in das „Gemeinschaftswer
Aufschwung Ost“,ohne denFluß der
Zuwendungenordentlich zu kontrollie-
ren.

Da veräußertebeispielsweise die Ge
meinde Masserberg im Thüringer Wa
ihr Schulgebäude aneine westdeutsch
Investorengruppe. Für 2,5Millionen
Mark kauften vier Profi-Fußballer da
Haus und bauten es um.Seither erleben



Klärwerk in Elsterwerda: Sechs Duschen für vier Mitarbeiter
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die Bundesliga-SpielerThomas Helme
und Christian Ziege (Bayern München
GünterKutowski (BorussiaDortmund)
und Michael Lusch (1. FC Kaisersla
tern) ganzpersönlich ihren Aufschwung
Ost.

Die Schule wurde als Rathaus für
15 000 Mark im Monat an die Gemeind
zurückvermietet. Jetzt zahlt das
900-Einwohner-Dorf über 30Mark für
den Quadratmeter Amtsraum, sov
wird derzeit nicht mal in derErfurter Ci-
ty erzielt. Und währendallenthalben die
Büromieten purzeln, in Masserbe
bleiben sie stabil: Den Kickernwurde,
neben denerheblichen Steuervorteile
eine Mietlaufzeit von 30Jahrenzugesi-
chert, bis zum Jahr2024werden siemit-
hin 5,4 MillionenMark kassieren.

Das Schnäppchen hatte dieIserlohner
Immobilien Bau- und Anlage-Consu
Ostdeutsche Autobahnbaustelle (in Thüringen)
„Nur 5 % des Mittelabflusses überwacht“
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Magdeburger Finanzminister Schaefer
„Soviel kann keiner sinnvoll ausgeben“
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ting besorgt. „Unter dem
Strich“, sagtderenGeschäfts-
führer Lothar Heinze, „rech-
net sich dasdoch für alle.“

Nur nicht für dieGemeinde
Mittlerweile hat Bürgermeiste
rin Hella Seifferth diePost, die
Sparkasse und die Meldeste
des Landratsamtes als Unte
mieter hereingenommen
10 000 MarkMonatsmiete be
rappt der Ortjedoch noch im-
mer.

Die Bürgermeisterin weiß
wie öffentliche Geldtöpfe an-
zuzapfen sind. Schon1990
gründete sie inMasserberg die
Rennsteig Kur- und Touristi
GmbH (RKT). Gleichberech
tigt an ihrer Seite wirkt seithe
ein Westbeamter: der Gemei
dedirektor aus dem nordrhei
westfälischen Nümbrecht,Wil-
fried Johanns.

Die beiden sorgten für eine
ungeheuren Bauboom inMas-
serberg. Da wurde, mitHilfe
von ABM-Kräften, eine luxu-
riös anmutendeReha-Klinik
gebaut, überdies betreibt di
RKT mittlerweile ein weiteres
Krankenhaus, ein Hotel un
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einen Lebensmittelmarkt.Auch den
Kurpark hat dieTouristik GmbH über-
nommen, dasBlockheizkraftwerk und
selbst die Kanalisation derGemeinde.

Rund 180Millionen Mark, berichtet
der Westdeutsche Johanns,seien bereits
in der Ostgemeindeinvestiertworden –
vornehmlich Gelder aus öffentlichen
Kassen.Außerdem hat dieMinigemein-
de für die RKT eine Bürgschaft in Höhe
von 50 Millionen Mark geleistet, das
Land Thüringen und derBund verbürg-
ten sich fürweitere 43 MillionenMark.

Dafür steht mit der Reha-Klinik nu
in Masserberg ein Palast aus Glas u
Stahl, der Forderungen nachKosten-
dämpfung im Gesundheitswesen hoh
spricht. Undalles istgenehmigtworden,
teilweiseabgesegnet vom heutigen th
ringischen WirtschaftsministerFranz
Schuster (CDU), der bis zum vergang
nen Herbst im Innenressort für d
Überwachung der Kommunalausgab
verantwortlichwar.

Allzu waghalsige Bürgschaften von
Stadtoberen und Gemeindechefshaben,
gleichsam als heimlicheSchattenhaus
halte,bereits eine ganzeReihe vonOst-
kommunen infinanzielle Schieflage ge
bracht. So ist das thüringische Dorf
Waffenrod (600 Einwohner) im Land
kreis Hildburghausen bei derbayeri-
schen Hypo-Bank eine Bürgschaft in
Höhe von 6,6 MillionenMark für den
Bau eines Sport- und Freizeitzentrum
eingegangen. Jetzt verlangt die Hyp
Bank von derStadt Eisfeld, zu der da
Örtchen mittlerweile gehört, dasGeld
zurück – zuzüglich 550 000Mark Zinsen.

Stärkernoch schlagen die Bürgscha
ten des Erfurter Oberbürgermeisters
Manfred Ruge zu Buche.Mindestens
dreimal hat der Diplomingenieur fü
Elektrotechnik gegenüberPrivatfirmen
Banksicherheiten imWert von mehreren
Millionen Mark unterschrieben, an de
Kommunalaufsicht vorbei.

Eine Bürgschaft füreinen Hotelbetrei
ber könnte die Landeshauptstadt m
rund 18 Millionen Mark belasten. De
Hotelier istinzwischenpleite. Im Thürin-
ger Innenministeriumwird nun geprüft,
ob der Erfurter OB haftbargemachtwer-
den kann.

Sträflicher Leichtsinn, Unwissenhe
oder garVorsatz? Viele Gemeindeche
sind sich, wie es scheint, gar nicht im kl
ren darüber, daßihre Paraphe auf de
Bürgschaftserklärung echtesGeld kosten
kann. Oftmals werden derleiUnter-
schriften an denStadträten vorbeigelei-
stet, auch die Landesbehördensind häu-
fig ahnungslos.

Das ist allerdingskaumverwunderlich.
Die Überwachung der Kommunalfina
53DER SPIEGEL 7/1995
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Beim Kläranlagenbau
rächen sich

Fehler der Anfangszeit
zen giltselbst fünfJahrenach Gründung
der neuen Ländervielerorts noch als äu
ßerst mangelhaft. So hat derzuständige
Abteilungschef im thüringischenLan-
desverwaltungsamt, RolfBauer,gerade
mal „zwei ausgefuchsteRechnungsprü
fer“ zur Seite.

Im Magdeburger Umweltministeri-
um, das ergabenjetzt hausinterne Re
cherchen, waren in der vergangenen
gislaturperiode von 4250 bewilligten
Förderanträgen für den Bau von Lärm
schutzwänden, Mülldeponienoder Ab-
wassersammlern nur ganze 125 aufihren
Verwendungszweck überprüft worden
Nach Schätzung desneuen Umwelt-
staatssekretärs in Sachsen-Anh
Wolfram König von den Grünen, wur-
den im Laufe der letztenvier Jahre da
mit allein im Öko-Ressort „überzwei
Milliarden Mark unkontrolliert ausge-
reicht“.

Auch in den anderen Magdeburg
Ministerien geht eine Mengeungeprüft
durch: Nach einer internenErhebung
des Landesrechnungshofs werden
„circa 5 % des Mittelabflusses über-
wacht“. In Brandenburggingen nach
Recherchen der dortigenRechnungs
kontrolleure mehr alszwei Drittel aller
Gelder ungeprüfthinaus.

Und wenn untersucht wird,dann al-
lenfalls, „ob die Förderrichtlinien erfül
sind“, sagt derBerliner Anwalt Groth.
„Wie nützlich oder schädlich eine Maß-
nahme ist“, interessiere nicht.Groth:
„Das läuft nach der Devise,Erst bag-
gern, dann denken‘.“

So sieht es,landauf, landab, auch au
Da bauteetwa die Stadt Elsterwerda i
südlichenBrandenburg für ihre 10 00
Einwohner eine Kläranlage, groß g
nug, um die Fäkalien von 240 000 Men
schen zuverarbeiten. Auch ansPerso-
56 DER SPIEGEL 7/1995

*erhielten Sanierungshilfe des Bundes; Quelle: BMF
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Klotzen und Kleck
-
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nal wurde dabei gedacht: Die derz
vier Mitarbeiter könnenzwischen sech
Duschen wählen.

Rund 60Millionen Mark hat das Klär-
werk gekostet. Schadenur, daß die
Nachbarstadt Bad Liebenwerda auch
ne Anlage gebaut hat – für 20Millionen
Mark. Damit das Klärwerk von Elster-
werda noch irgendeinenSinn bekommt,
wird nun erwogen, eine örtliche Molke-
rei mittelsZuschüssen amLeben zuhal-
ten – immerhin ein größererAbwasser-
produzent.

Klärbecken wurden, vom Norden b
zum Süden, Hunderte insOstland ge-
setzt. VieleAnlagen arbeitenjedoch un-
wirtschaftlich oder garnicht. Da karrt,
in der Spreewaldgemeinde Lübbenau,
täglich einTankwagen die Fäkalien an
weil für den Bau derKanalnetze kein
Geld mehr da war.Oder essteht, so in
Naumburg an der Saale, einehalbfertige
Invest-Ruine in der Landschaft.

Das Innenministerium vonSachsen
Anhalt ließ im vergangenenJahr Klär-
werke und Wasserversorgungsproje
im Lande aufihre Wirtschaftlichkeit hin
überprüfen.Ergebnis: Von 159 Anlage
waren nur 10rundum in Ordnung, 7
konntenmittels kurzfristiger Hilfenkor-
rigiert werden, beinahe die Hälfte aller
Bauten, 74,waren wirtschaftlich unsin-
nig.

Beim Kläranlagenbau rächensichgra-
vierende Fehler der Anfangszeit. Glei
nach derWende wurden,schon 1990,
erste Fördergelder für die Renovieru
Nettokreditaufnahme 1994
in Prozent der Ausgaben

Veränderung der Ausgaben 1994
gegenüber dem Vorjahr in Prozent
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8,7
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8,1

1,2

ern  Schulden- und Ausgabenentwicklung de
der in DDR-Zeiten völlig vernachläs
sigten Abwasserentsorgung lockerg
macht. Zu diesem Zeitpunkt wachten
jedoch noch die auf Bezirksebene op
rierenden volkseigenen Wasser- un
Abwasserunternehmen (DDR-Kürzel:
WAB) und ihre Nachfolgebetriebe übe
die Kanalnetze.

Die Treuhandwollte den für west-
deutscheVerhältnisse riesigen Wasse
unternehmendamals, ähnlich wie den
Energieversorgern, am liebsten sämtli-
che Einrichtungen übertragen; dieKrei-
se und Gemeindenweigerten sich. Als
die Kommunaloberenendlich die Was
sernetze zugesprochenbekamen, wa
kostbare Zeit verstrichen und der Er
wartungsdruckunter denDDR-Bürgern
enormgestiegen.

Nun wurde mit äußerster Eilegear-
beitet, oftmals aufGrundlage derzen-
tralistisch orientierten WAB-Pläne
Westdeutsche Ingenieurbüros, die
der Bausumme mitverdienenwollten,
sorgten für bestmögliche Ausrüstungen
und allerhöchste Standards – der Ba
boom begann.

Im Kläranlagen-Geschäftsind vor al-
lem westdeutsche Tiefbaufirmen wie d
BaurieseBilfinger + Berger in Mann-
heim oder die Münchner Unterneh
mensgruppeDywidag tätig, siemelden
exorbitante Umsatzzuwächse in Ost-
deutschland –allein 1993 investierten
die Ostkommunennach Expertenschä
zungen etwa sieben MilliardenMark in
die Abwasserreinigung.

Doch an die Unterhaltungskosten d
Luxus-Klärwerke dachte niemand. He
te müßtenviele Gemeindenzwischen 10
und 20 Mark Abwassergebühren pro
Kubikmeter nehmen, nur um den B
trieb ihrer Anlage zu finanzieren. Man
cherorts ist ein Kubikmeterpreis von 4
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r Bundesländer

Bundesländer insgesamt
Nettokreditaufnahme 1994:
53,3 Milliarden Mark
Ausgaben 1994:
458,3 Milliarden Mark
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Mark und mehr notwendig – norma
wären zwischen 3 und 5Mark.

Noch toller trieben esviele Gemein-
den mit den Gewerbegebieten. Dawur-
de gebaggert, planiert und geschobe
auch ganz direkt, auf den Ämtern
Bald war dasLand nur so vonbeleuch-
teten Äckern übersät. Die Gewerbeg
biete wurden zu einem großenTeil aus
EU-Töpfen gepäppelt. Deshalb saß
die Mittel hier besonders locker – Mo
to: „Ist ja nicht unserGeld.“

Das dickeEnde kamhinterher. Etwa
im thüringischen Ronneburg, wo de
Bürgermeister den Superboomauslö-
sen wollte. Er erklärte 800 000Qua-
dratmeter Land bei dem6800-Einwoh-
ner-Städtchen zum Industriegebi
Platz genug, um dasriesige Areal des
Atommeilers Biblis zweimal hineinzu-
packen.
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Weimarer Oberbürgermeister Germer
„Wir waren überhaupt nicht vorbereitet“
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Nach Ronneburg gekommen istfrei-
lich nur ein Werk für Fertigbetonteile
Doch hatte die Stadt, in Erwartung d
großen Ansturms,bereits von dem Pro
jektbetreiber, der Industriepark Ronn
burgInvestitionsgesellschaft, füretwa 54
Millionen Mark Gewerbeflächen gekau
und für einen Kredit in Höhe von 15Mil-
lionen Mark gebürgt.

Bei der thüringischen Landesregi
rung ließ der Ronneburger Bürgermei-
ster überdiesknapp 9Millionen Mark an
Zuschüssenabrufen. Die Summeforder-
te das Landinzwischen zurück,dennver-
baut wurden auf dem Arealnachweislich
nur etwa4,16 MillionenMark. Dasrestli-
che Geld wieauch der15-Millionen-Kre-
dit sind bislangunauffindbar. Insgesam
könnten auf das Städtchen Forderung
von über 90 MillionenMark zukommen –
der Staatsanwalt ermittelt.

Die Abzocke in Ronneburg istnicht
die Ausnahme.Durchstechereien, hem
dem das neue Krankenhauserrichtet
werdensoll. Auf 267 Millionen Mark
Baukosten wird es derzeit taxiert
Das Krankenhaus sei „objektiv not-
wendig“, sagt der Büttner-Nachfolg
Germer – aber muß es so teuersein?

Für die Planung des 600-Bette
Hauses hatte Büttnereinen kanadi
schen Star-Architekten gewonnen
zum Honorar von rund 33Millionen
Mark. Das Grundstück, 50 000 Qu
dratmeter, samt Erschließungskoste
für insgesamt 11 Millionen Mark,
überließ der Kommunalchef der e
gens gegründeten Krankenhau
GmbH unentgeltlich – das Stadtparl
ment erfuhr von der Schenkung
nichts.

In dem Weimarer OrtsteilLegefeld
hat ein westdeutscher Investorzuge-
schlagen. RiesigeWohn- und Gewer
begebiete eignetesich die Baugruppe
aus Hessen an; sie hatviele Grund-
stücke, mit kräftigen Profiten, bereits
weiterverkauft. Im alten Ortskern
von Legefeld sind dieStraßenfrisch
geteert und das Kanalnetzerneuert,
vorfinanziert aus denEinnahmen, die
der Bauboombringen sollte.

Erst späterstellte sich heraus, daß
die Verträge mit denInvestorenteils
gegen Förderrichtlinien verstießen
nun hat allein das kürzlicheingemein-
dete ÖrtchenLegefeld 36 Millionen
Mark an Schulden in dieWeimarer
Stadtkasse eingebracht. Dieanderen
sieben bei der Gebietsreform zuWei-
mar geschlagenen Dörferpackten,
mit ähnlichen Projekten, ein Minus
von etwa 14Millionen Mark dazu.

Mit den Gemeinden mußte d
Stadt auchderen 80 Mitarbeiter über-
nehmen,obwohl ein Großteil von ih-
nen keine Aufgabemehr hat. Weimar
kann nur ein Drittel seines Verwal
tungshaushaltes aus eigener Kr
decken. Zwar hatteschon der OB
Büttner versucht, eine Beitragssa
zung zu erlassen, um die Bürger a
den Kosten für neue Kanalnetz
Fahrbahnen und Straßenlaternen
beteiligen. Doch dagegen gründete
sich flugs eine Bürgerinitiative, Bütt
ner knickte ein.

„Wir leben zur Zeit auf einem
Hochseil“, sagt die ExCo-Dame
Schropp-Koneffke in ihrem kleine
Büro im Dachgeschoß desRathauses
das einen wunderschönenBlick über
die roten Ziegeldächer der Altstad
bietet, die Baukräne und dieDach-
deckerleitern. Weimar war,zusam-
men mit vier anderen ostdeutsche
Städten, 1990 zu einer Modellstad
erklärt worden. 65Millionen Mark
hat die alte Residenzstadteigens be
kommen, um ihre bröckelnden Ba
rockfassaden wieder herauszuputze

Vor wenigen Tagen stoppte di
Sparkommissarin sämtlicheArbeiten
im Rahmen derStadtsanierung – i
den Verträgen mit manchen Firm
hatte sieschwammigeHonorarforde-
rungen und ungenaueLeistungsbe
schreibungenentdeckt.

Auch beim Kunstfest, einemLieb-
lingskind des einstigen OB Büttner,
das seit1990jeden Sommer abgehalte
wird, sind Unregelmäßigkeiten aufge
taucht. Beim erstenmalhatte das
Spektakel noch 500 000Mark geko-
stet, vergangenesJahr waren esvier
Millionen Mark. „Wir müssen mit dem
Pfund Weimar wuchern“, war Büt
ners Devise gewesen, der1990,direkt
aus der Bonner CDU-Zentrale,nach
Weimar ging.Binnen Rekordzeitwoll-
te Büttner das „HerzdeutscherKul-
tur“ wieder zur Blüte bringen.

Doch zunächst mal kümmerte sich
der Verwaltungsrechtler um dieeige-
nen Pfründen. So gewährte ersich ein
Salär nach der Besoldungsstufe B
(Grundgehalt: 11 000 Mark), das m
ximal Mögliche fürseine Position. De
OstdeutscheGermer hatsich auf die
Gruppe B 5 (in seinem Fall: 8000
Mark) heruntergestuft. „ImGrunde“,
sagt er, „waren wir doch überhaupt
nicht vorbereitet auf das, waskam.“

VergangenenMittwoch sagte da
Land Weimar zu, die Zinsen fürgroß-
zügige Kassenkredite (von bis zu 10
Millionen Mark) zu übernehmen. Di
Stadt versprach kräftige Sparmaßnah
men dafür. Kämmereiamtsleiter K
perra atmeteauf: „Da können wiralte
Probleme noch ein bißchen schiebe
61DER SPIEGEL 7/1995
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Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost: „Ist ja nicht unser Geld“
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mungslose Verschwendung undkrimi-
nelle Zweckentfremdung öffentlicher
Gelderbeschäftigenimmer häufiger die
Strafverfolger zwischen Rostock und
Zwickau. Da kassierte, im thüringischen
Mühlhausen, eine Wiesbadener Ba
gruppe rund 22Millionen Mark ab
(sieheKastenSeite 72). InHalle entwik-
kelte die Treuhand-Niederlassung e
kriminellesEigenleben.

Dort konntesich der schwäbische Un-
ternehmerWolfgang Greiner, der zu
Zeit in U-Haft sitzt, gleich en gros zum
Billigtarif einkaufen. Für eineMark er-
warb er beispielsweise dieHallesche
Stamag, eine Firma fürStahl- undAnla-
gebau. Das Unternehmen hatte rund
Millionen Mark in derKasse – die konn
te Greiner gut gebrauchen.

Mit dem Stamag-Geld stopfte der U
ternehmer Löcher in anderen Firmen
„Cash-Management“nennt er dieses
Verfahren, dieStaatsanwaltschaft ve
mutet Betrug: AmEnde desGeldkreis-
laufs wareneinige Millionen versickert.

Allein bei der einstigenTreuhand
Halle wird noch gegenrund ein Dutzend
ehemalige Angestellte ermittelt; d
StaatsanwaltschaftenHalle, Magdeburg
und Stuttgartsind aktiv. Aber auch auf
66 DER SPIEGEL 7/1995
legalem Weg ließ die Abwicklungsge
sellschaft für diemarodeOstwirtschaft
das Geld nur so durchrauschen,weil
ihre Mitarbeiter Bonität undSeriosität
ihrer Kunden allzu selten gründlich
prüften. Seit dem 1. Januar ist die
Treuhandaufgelöst, sie schloß mit e
nem Defizit von 275 MilliardenMark.

„Was die Treuhanderreicht hat“,
sagt Kilian Krieger, der für dieUnter-
nehmensberatungPrice Waterhouse an
vielen Privatisierungen beteiligtwar,
„hätte sie wesentlich billiger haben
können.“

Das gilt allenthalben für das Auf
bauwerk Ost. In Sachsen-Anhalt, s
hat KassenkontrolleurSchrödererrech-
net, sind von rund 985Millionen Mark
aus EU-Mitteln, die das Landzwischen
1991 und 1993bekam, „schätzungswei-
se 700 Millionen unwirtschaftlich un
teilweise sogar zweckwidrig verwen-
det“ worden.

Normalerweise können, ob Indu-
striebetrieb oder Neubausiedlung
Mülldeponie oder Abwasseranlage
größere Bauprojektenicht einfach au
die grüne Wiese gesetztwerden. Viel-
mehr werden die Vorhaben voneiner
sorgfältigen überörtlichen Planung be
gleitet. Die Länder legen mittelsRaum-
ordnungsverfahren und Regionalp
nung in großen Linien fest,welche Art
Nutzungen vorherrschen sollen.

In den Ostländern ist diesesInstru-
mentarium nochweithin unbekannt. In
Brandenburg, berichtet Gemeindebe
ter Groth, „finden Raumordnung und
Regionalplanung überhauptnicht statt“.
In Sachsen legte das Umweltministe
um vergangenen Sommer immerhin d
ostweit ersten Landesentwicklungspla
vor – doch da waren dieschlimmsten
Sündenschon geschehen.

In Mecklenburg-Vorpommern ließ
das Land miterheblichen Fördermittel
den Bau von drei Großschlachthöfen f
rund 50Millionen Mark zu.Gleichzeitig
wurden zahlreicheandereSchlachtstät
ten stillgelegt.Bald sank in der danie
derliegenden Landwirtschaft jedoch d
Zahl von Schweinen undRindern rapi-
de. Auch derFleischverbrauchging zu-
rück, bedingt durch Rinderwahn un
Schweinepest.

Jetzt muß einer derneuenSchlacht-
höfe dichtmachen.Doch dasgeht nicht
umsonst: Die Betreiberverlangen jähr-
lich 6 Millionen Mark vom Land für die
Wartung derstillzulegendenAnlage, zu-
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züglich einer Ausfallbürgschaft von 40
Millionen Mark.

Ob Schlachthöfeoder Gewerbeareale
Klärwerke, Krankenhausbauten od
Behördenausstattungen – derGigantis-
mus in Deutsch-Ost erfaßteunterschied
lichsteBranchen und Behörden.

Da wolltesich in Thüringen vor der Ge
bietsreform jederKleinstkreis seineeige-
ne Rettungsleitstelle leisten, dierund um
die Uhr besetzt ist – macht 35 Leitstell
plus Peterwagen und Besatzung, je
Station kostetrund eine Million Mark.
Zwar wärennach Expertenmeinung a
lenfalls 7 Leitstellen nötig, dochinzwi-
schen sind schon 17Stationen in Be
trieb.

Im Land Brandenburglegtensich die
10 Ministerien 150nachgeordnete Ämte
zu. Die befassensichetwa mit Fragen de
Ausbildungsförderung oder der europä
schenAgrarordnung – völlig überflüssig,
urteiltenGutachter. In den Amtsstube
des Landessitzen nach Gutachterrech
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„Da kam die
Erfahrung von früher –

Geld war ja da“
nung etwa 20 000 Bedienstetezuviel. Das
Land samt seinerGemeindenist, mit ei-
ner Pro-Kopf-Verschuldung von6504
Mark, binnen fünf Jahrenschon tiefer
in die roten Zahlen geraten als derFrei-
staat Bayern in einem halben Jahrhu
dert.

Auch in den Städten werdenoftmals
viel zu vieleLeutebeschäftigt.Zwar gibt
es vorbildliche Beispiele wie den sachse
anhaltinischen LandkreisWittenberg,
wo eine eigens gegründete „Haushalts-
konsolidierungsgruppe“ die Verwaltun
nach Einsparmöglichkeiten durchfor-
stet. Zumeistschlucken, so derDeutsche
Städtetag,jedoch allein diePersonalko
sten rund 35 Prozent der Etats (West-
Durchschnitt: 25 Prozent).

Dem sächsischenInnenministerium
empfahl die Unternehmensberatun
Kienbaum jetzt, 212Stellen ersatzlos z
streichen. Bei einerÜberprüfung des
Stellenplans warKienbaum auf eine 4
Mann starkeZivilschutztruppe gestoße
sowie aufeinen „Landesgeheimschut
(mit 65 Leuten),Einrichtungen aus alte
Zeit, diebislangoffenbarunbemerkt die
Wende überlebthatten.

Die öffentliche Verschwendung ha
freilich auch gute Seiten. Für Schüler
Sachsen-Anhalt etwagilt ein Klassen-
schlüssel, von dem westdeutscheEltern
nur träumen können: In der Hauptschu
unterrichtet ein Lehrerdurchschnittlich
11 Schüler (Bundesmittel: 15). In de
Kindergärtenbefassensich zwei bis zwei-
einhalbBetreuer mit 12 bis 18Kleinen. In
Baden-Württemberg reichen andertha
Planstellen für bis zu 28Kinder.
Der Unterschied geht insGeld: In
Sachsen-Anhaltwird jeder Kindergar-
tenplatz mit4033 Mark bezuschußt, in
Baden-Württembergzahlt derStaat nur
1280Mark.

In Sachsen gibt esnach einer Aufstel
lung aus demDresdnerKultusministeri-
um rund 4000 Grundschullehrerzuviel,
in Sachsen-Anhalt könnten, rechnet
KassenprüferSchrödervor, sofort bis zu
7000Paukereingespartwerden.

Ans Sparen wird im Magdeburge
Kultusressort jedoch derzeitkaum ge-
dacht. Soschlug Kultusminister Karl-
Heinz Reck vor, sämtliche Lehrer der
Sekundarstufe II auf dieBesoldungs
gruppe A 13 zu hieven – einsolches Sa
lär (5600Mark monatlich für einen Ver
heirateten mit einem Kind) steht im W
sten nur etwa einem Drittel der betre
fenden Lehrer zu.

Aufstieg allerorten. „Ich habenoch
nie so viele Beförderungsurkunden un
terschrieben wie in den letzten acht W
chen“, stöhnt der seitvergangenem No
vember amtierende ErfurterInnenmini-
ster Richard Dewes. Konsequenz d
Verwaltungsfachmanns, dersich als
langjähriger Staatssekretär im Saarla
weidlich in Beamtenlaufbahnenaus-
kennt: Er stoppteerst malalle Beförde-
rungen in seinemHaus.

Nach all der finanziellen Völlerei in
ostdeutschen Geschäftsbüros und Be
amtenstubensind Einschränkungen un
Einsparungenjetzt überall notwendig
Dochdazu fehlt den Politikern imOsten
zumeist der Mut – es gelingtihnen vie-
lerorts nicht mal, im Westen völlig
selbstverständliche Gebühren bei den
Bürgern einzutreiben.

In vielen Städtengibt es bisheutekei-
ne Beitragssatzungen, aufderen Grund-
lage die Bewohner für die kostenau
wendigen Ausbauten von städtischen
Straßen- und Kanalnetzen mit zurKasse
gebeten werden könnten. Und nur die
wenigstenGemeinden erhebenbislang
Abwassergebühren.

Statt dessen lobeneinigeOstkommu-
nen, beispielsweiseGera undNordhau-
sen, sogar ein eigenes Begrüßungsgeld
(von 1500 bis 2000Mark) für jedes Neu-
geborene aus. Einefeine soziale Wohl
tat – bezahlt werdenkann sie nur au
Zuschüssen desLandes.

Die ostdeutschen Politikerhaben
Verhaltensweisen ihrer Westkolleg
erstaunlichschnellverinnerlicht: „Kaum
einer traut sich zu unpopulären Ent
scheidungen“,beobachtet der Berline
Anwalt Groth. DieKommunalpolitiker,
berichtet auch der thüringische Verwal-
tungsfachmann Bauer, redeten stets
„von Selbstverwaltung,aber nie von
Selbstverantwortung“.

Die Gründungsväter deralten Bun-
desrepublikkonntennach1949 garnicht
derart sorg- und planlos mit öffent
lichem Geld umgehen – sie hatten w
69DER SPIEGEL 7/1995



Ostdeutsche Stadtsanierung (in Leipzig): „Kein Mut zu unpopulären Entscheidungen“
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Die Finanzleistungen
schüren Ressentiments

gegen den Osten
nig. Heute sagt der Präsident de
Schweriner Rechnungshofes, Uwe Ta
neberg: „Volle Kassen machen sinn-
lich.“ Da gelte esdoch, „einfach abzu
kassieren, beimBund oderauch bei der
EU “. „Soviel Fördermittelsindeine un-
geheure Verführung“, meint auch d
Erfurter Dewes.

Und die Scheine rieselten in den Ja
ren seit derWende flächendeckend, o
ne Pause. Den ostdeutschen Komm
nal- undLandespolitikern, die mühsa
dabei waren, dasEinmaleins der or
dentlichen Haushaltsrechnung zu erl
nen, gab daskeinen Anreiz zusparsa-
mer Buchführung. Überdies binden di
Fördergelder auch immer einengewis-
sen Eigenanteil an Finanzmitteln. De
halb fehlte denKommunen, paradox
aber wahr, geradewegender vielen Zu-
schüsse Geld an andererStelle.

Bald schoben Kämmerer die Sum-
men hin und her. Sowurden, vermute
VerwaltungsexperteBauer, alte Ossi-
Gewohnheitengeweckt. „Da kam die
Erfahrung von früher – Geld war
da.“ Auch die aus dem Westenentsand-
ten Kollegenfreuten sich, endlichwie-
der mal aus dem vollen schöpfen zu
können – wie daheim in densiebziger
Jahren.

Munter wirtschafteten Ostler wi
Westler durcheinander. Dieeinstmals
volkseigene Leipziger Wohnungs- un
Baugesellschaft (LWB)etwa renovierte
reihenweise Häuser, auf denenprivate
Rückgabeansprüche lagen – jetzt m
die LWB dafür ein Vierteljahrhunder
-

lang rund 900Millionen Mark an Zins
und Tilgungbezahlen.

Im Süden von Erfurt gönntensich
zwei Dörfer einen beleuchteten Fah
radweg (für 2 MillionenMark) – Dut-
zende Laternen brennen dieganze
Nacht, Radlerfreilich werden nur selte
gesichtet.

„Es war einfachzuviel Geld in zukur-
zer Zeit“, sagt der Schweriner Kasse
prüfer Tanneberg. Ähnlich denkt der
Magdeburger FinanzministerWolfgang
Schaefer (SPD): „Innerhalb von fünf
Jahren kann man soviele hundertMilli-
arden Marknicht sinnvoll ausgeben.“

Nun wird Abhilfe versucht: Der thü
ringische Innenminister Dewes ist da
bei, eine „schnelle Eingreiftruppe“ in
seinemHaus zuinstallieren: Insgesam
zehn Mitarbeiter,darunterRechnungs
prüfer, Betriebswirte undVerwaltungs-
spezialisten, sollen dieAusgaben von
Kreisen undKommunen kontrollieren
Auch in Mecklenburg-Vorpommer
wurde ein Sonderreferat eingericht
das Mißstände aufspüren soll.

Noch fließen dieGelderjedoch unge
hemmtweiter. Auf einezeitliche Befri-
stung des von den Steuerzahlernerho-
benen Solidarbeitragswill sich Bonn
nicht festlegen.
Die enormenFinanzleistungen – un
vor allem derenMißbrauch – heizen im
Westen erneutRessentiments gegen d
Osten auf. Dergesellschaftliche Scha
den, denNeid und Mißgunst imgeein-
ten Deutschland anrichten können, ist
kaum absehbar.

Schon forderte derbayerischeMini-
sterpräsidentEdmundStoiber, „die flä-
chendeckende Sonderförderung“
Ostdeutschland müsse„schrittweise ab-
gebaut werden“; er scheute auch das
fameWort vom „Speckgürtel“ im Osten
nicht.

Der Chef desFinanzausschusses i
Bundestag,Carl-Ludwig Thiele (FDP)
verlangt Sparkommissare in denneuen
Ländern, die das Ausgabengebare
überwachen. Wirtschaftsforschungsin
stitute empfehlen, die Förderungsolle
„grundlegend umgestaltet werden“.

Die Chancensind nicht schlecht, da
die Förderpraxis tatsächlich geändert
wird. Schließlich steht in absehbare
Zeit keine Bundestagswahl insHaus.
Doch einige Politiker müßtenwohl um-
denken.

Der Magdeburger Finanzminist
SchaeferentdeckteEnde Januar bei ei
nem Kassensturzrund 1,4 Milliarden
Mark in seinemHaushalt, die1994nicht
ausgegeben wordenwaren. „Skandal“,
schrie der Oppositionspolitiker Jürge
Scharf. „Ein Teil desGeldes ist weg“
beklagte der Unionsabgeordneteaufge-
bracht, denn esfließe jetztungenutzt in
die Bundeskasse zurück.

Immerhin eine gute Nachricht. Y
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